
Journal von Behinderten 
für Behinderte und ihre Freunde

Liebe Leserinnen und Leser!

Seit 1979/80 gibt es in der Bundesre­
publik eine emanzipatorische Behin­
dertenbewegung, zu der ich mich 
zähle. Viele autonome Gruppen der 
Selbsthilfe Behinderter haben sich 
damals zusammengeschlossen. Bis 
heute haben diese Kräfte in ihren 
Städten - aber auch bundesweit 
durch phantasievolle, mutige Aktio­
nen Zeichen und Erfolge gesetzt. Un­
sere Arbeit richtete sich stets gegen 
handfeste gesellschaftliche Diskrimi­
nierungen: Den Ausschluß aus dem 
öffentlichen Leben durch bauliche 
Barrieren und Heimunterbringung, 
den Ausschluß aus dem öffentlichen 
Personen-Nah- und Fern-Verkehr, aus 
Schulen, Kindergärten, Betrieben 
usw. Unsere Forderungen haben 
nach und nach Wirkung gezeigt, 
doch die Ziele sind noch lange nicht 
in Sicht. Unterdessen haben sich an­
dere existentielle Bedrohungen er­
geben. Mehr und mehr werden mo­
derne Formen der Verhinderung und 
Vernichtung behinderten Lebens dis­
kutiert: Die Legalisierung der Sterbe­
hilfe für erwachsene Behinderte, 
gentechnologische Verfahren, die 
Euthanasie für behinderte Neugebo­
rene. Gesetzlich erlaubt ist schon die 
Sterilisation schwer geistigbehinder­
ter Menschen ohne deren Einwilli­
gung und eine um 10 Wochen erwei­
terte eugenische Abtreibungsfrist. 
Behindertes Leben wird zunehmend 
entwertet. Der Kampf gegen diese 
Entwicklung ist ungeheuer schwer.

Lothar Sandfort
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2 LIEBE LESERINNEN UND LESER!

Zumal der ersten Generation der Be­
wegung langsam die Kräfte ausge­
hen.

Bewundernd und hoffnungsvoll 
richtet sich der Blick nach Osten. 
Über DIE STÜTZE und viele persönli­
che Kontakte erfahren wir vom Zu­
sammenschluß behinderter Men­
schen in der DDR. Wir notieren auf­
merksam die Bemühungen, einen 
Verband zu organisieren über die 
Grenzen einzelner Behindertengrup­
pen hinweg, d. h. keine Zersplitte­
rung nach Ursache und Auswirkung 
wie in der BRD. Wir notieren mit Be­
sorgnis die Versuche westdeutscher 
Behindertenverbände, durch Zu­
sammenschluß mit DDR-Gruppen 
ihr eigenes Süppchen anzuheizen.

Zu einer schweren Belastung für die 
neuen Behindertengruppen - so be­
fürchten wir-wird sicherauch die not­
wendige Umstellung in der Beziehung 
zum Staat. Nach der Wende konnte Be­
hindertenpolitik in der DDR in Zusam­
menarbeit mit dem Staat wirken. Spä­
testens nach der Vereinigung sind die 
West-Verhältnisse auch im Osten des 
Landes so dominierend, daß sich die 
Interessen der Regierungen in Bund 
und Ländern mit denen der Behinder­
ten nicht mehr decken. Gerade selbst­

bestimmte, emanzipatorische Politik, 
die parteilich die Interessen behinder­
ter Menschen vertritt, stößt aus ver­
schiedenen Gründen in der Marktwirt­
schaft, auch in der SOZIALEN MARKT­
WIRTSCHAFT, auf Widerstand.

In der BRD sind viele Behinderte in 
einem zwar materiell gut ausgerüste­
ten, aberauch streng ausgrenzenden 
System der Sonderbehandlung sy­
stematisch um ihren Selbstbestim­
mungswillen gebracht worden. Ich 
hoffe sehr, daß diese Mechanismen 
durch Ihre Verbandsarbeit in Ihren 
Ländern, Städten und Gemeinden 
keine Chance haben, auch im Inter­
esse der Behinderten in West­
deutschland. Wehren Sie sich gegen 
Sondereinrichtungen, Sozialabbau 
und Diskriminierungen - vielleicht 
gemeinsam mit uns. Ihr

(Lothar Sandfort arbeitet in verschiede­
nen Initiativen der westdeutschen Be­
hindertenbewegung mit, so im Kölner 
„Zentrum für Selbstbestimmtes Le­
ben Hauptamtlich ist er Behinderten­
referent der GRÜNEN im Bundestag.)
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OFFENER BRIEF

Sollen Behinderte
Bittsteller werden?
Offener Brief an Herrn de Maiziere und Frau Dr. Hildebrand

Nachstehend offener Brief ist seitTagen in den Händen der Adressanten. Den­
noch erscheint uns die Problematik wichtig genug, ihn hier - etwas gekürzt - 
wiederzugeben. Wir erwarten, die Antwort an den Absender, Herrn Wolfhard 
Hausmann, Dipl. Mathematiker, 38 Jahre alt und Invalidenrenter, ebenfalls in 
unserer Zeitung veröffentlichen zu können.

Werter Herr Ministerpräsident de 
Maiziere, Werte Frau Ministerin Dr. 
Hildebrand!

Ich bin schwer körperbehindert, 
lebe im Pflegeheim. Am 3. Juli habe 
ich erfahren, daß meine Rente um 
155 D-Mark erhöht wird, aber gleich­
zeitig der davon an das Heim abzuge­
bende Pflegesatz von 120 auf 335 D- 
Mark steigt (Volkskammerbeschluß 
vom 27. Juni 1990 „Sozialhilfege­
setz!). Das bedeutet, daß ich ab so­
fort pro Monat 60,- Mark weniger zur 
Verfügung habe! (Und das soll, wie 
ich hörte, erst der Anfang sein!)

Wollen Sie zulassen, daß nun die 
Schwächsten am meisten zur Kasse 
gebeten werden, die Schwächsten, 
die nicht mit Streiks, Arbeits- und Ta­
rifkämpfen ein höheres Einkom­
mensniveau erringen können? Sind 
das die versprochenen sozialen Ver­
besserungen? Ist das der kommende 
Wohlstand für alle?

Sollen wir nun die zerrüttete Wirt­
schaft und den völligen Niedergang 
der (bisher schon schlechten) Struk­
turen bezahlen?

Ich bin durch unverschuldete 
Krankheit gelähmt und brauche 
fremde Hilfe rund um die Uhr, muß 
deswegen in einem Heim leben. Ja, 
es stimmt, ich bekomme im Heim ne­
ben der Pflege auch Essen, Heizung, 
warmes Wasser und mein Zimmer 
geputzt, und das läßt sich nicht mit 
120 und auch nicht 335 D-Mark finan­
ziell begleichen. Da müssen Zu­
schüsse aus dem Staatshaushalt 
kommen.

Soll das in Zukunft nicht mehr so 
sein? Werden wir an den Rand ge­
drängt?

In der Bundesrepublik kostet ein 
Heimplatz wohl bis zu 3500 D-Mark, 
und die dortigen Heiminsassen be­
kommen nur noch ein Taschengeld 
von 100 bis 140 D-Mark ausgezahlt. - 
Dabei können sogar noch die eige­
nen Verwandten zur Kasse gebeten 
werden! (Als ob eine Mutter schuldig 
werden würde, wenn sie ein behin­
dertes Kind zurWelt bringt!)

Wird das in Zukunft auch auf uns zu 
kommen?

Ich bin kein alter Mann, dersich mit
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einem Blick aus dem Fenster be­
gnügt! Noch habe ich Ansprüche an 
das Leben! Ich möchte z. B. im Jahr 
ein- bis zweimal mit Freunden in Ur­
laubfahren. Dabei bin ich aber auf ei­
nen PKW (Kleinbus) angewiesen, 
und das kostet Geld, mehr Geld, als 
wenn ein anderer Mensch in Urlaub 
fährt!

Ich möchte mit Freunden einen Ta­
gesausflug machen oder einfach mal 
einen anderen besuchen oder 
abends mal ins Kino, Theater oder zu 
einem Vortrag gehen, ohne Trans­
portmittel geht das nicht! Ich kann 
nicht selbst schreiben und bin auf te­
lefonische Kontakte zu meinen Ange­
hörigen und Freunden angewiesen - 
auch das kostet Geld, und nun noch 
mehr als bisher! Ich möchte mir im 
Monat dieses und jenes kaufen, sei 
es ein Buch, sei es eine Tüte Nüsse...

Dies alles geht nicht mit 100 DM im 
Monat! Dazu braucht man eine nicht 
allzu geringe Rente, über die man frei 
verfügen kann!

Warum dieser Sozialabbau?
Sollte es sein, daß das bisherige 

Sozialsystem der DDR in einzelnen 
Punkten besser war als das Bundes­
deutsche? Warum werden die positi­
ven Seiten nicht beibehalten bzw. 
nicht übernommen? Wollen das die 
Politiker nicht? Ich bin ein gleichbe­
rechtigter Teil der Gesellschaft. - 
Oder sollte ich mich darin irren?

Sie wissen selbst, daß die Lebens­
qualität in einem Pflegeheim unver­
gleichlich schlechter ist als die eines 
einigermaßen gesunden, selbstän­
digen Menschen in eigener Woh­
nung. Zudem wird jeder „Schritt", 
der aus dem Heim hinaus führt, un­

vergleichlich teurer (auch unver­
gleichlich wertvoller, wichtiger, nöti­
ger!).

Vielleicht werden Sie mir verspre­
chen, daß ich, in einigen Monaten 
oder Jahren, vom Sozialamt für be­
stimmte Dinge eine finanzielle Unter­
stützung bekommen werde. Dazu 
werde ich jedoch jeweils einen An­
trag stellen müssen. - Und andere, 
fremde Menschen werden dann dar­
über entscheiden, ob und in welcher 
Höhe meinem Antrag entsprochen 
wird oder nicht.

Ich empfinde das als Entwürdi­
gung und Bevormundung! Kein nor­
maler Mensch stellt erst einen An­
trag, bevor er 20, 50 oder 100 Mark 
aus der Geldbörse nimmt! - Aber mir 
wird dieses zugemutet!

Ich bitte Sie, in Ihre Überlegungen 
mit einzubeziehen, daß es nicht we­
nige Menschen gibt, die mit mir in 
ähnlicher und schlimmerer Lage 
sind, weil sie das Pech haben, in ei­
nem Pflegeheim leben zu müssen. 
(Und das kann durch Krankheit oder 
Unfall jedem Menschen passieren.) 
Auch im Sinne der vielen Menschen, 
die in der oft unmenschlichen Atmo­
sphäre ihrer Heime meist sehr 
schnell zum Schweigen kamen (und 
noch kommen!) - soll das so weiter­
gehen? - möchte ich meinen Brief 
verstanden wissen!

Deswegen fordern wir:
1. sofort:

a) höhere Renten, die nicht allein 
den höheren Lebensmittelpreisen 
entsprechen, sondern ebenfalls den 
steigenden Dienstleistungskosten,

b) höheres Pflegegeld, das es uns 
erlaubt, eigenen Interessen und Be-
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dürfnissen nachzugehen und unser 
Leben selbständiger als bisher zu ge­
stalten;
c) zusätzliche Heim- oder Pflegeko­
sten sind durch Auszahlung höherer 
Renten oder Pflegegelder abzufan­
gen, so daß für den einzelnen (auch 
vorübergehend!) keine finanziellen 
Verluste entstehen! („... keinem soll 
es schlechter gehen als bisher!")-
2. mittelfristig:

Erhöhung des Pflegegeldes auf ein 
Niveau, das uns ein selbstbestimm­
tes Leben erlaubt!
3. längerfristig:

Anregung, Aufbau und Unterstüt­
zung unterschiedlicher integrativer 

Wohnmodelle für menschenwürdi­
ges, individuelles und weitestge­
hend privates Wohnen hilfs- und pfle­
gebedürftiger Menschen sowie Ab­
kehr von der bisherigen Praxis der 
Aufbewahrung und Getthoisierung 
behinderter und alter Menschen in 
Heimen und Pflegeanstalten.

4. Wir fordern Sie dringend dazu 
auf, diese Programmatik als unver­
zichtbare Bedingung in den Eini­
gungsvertrag mit der Bundesrepu­
blikeinzubringen.

Mit Grüßen Wolfhard Hausmann, 
Talstraße 16 a, Heim für Körperbe­
hinderte, Kamenz, 8290.

Heimatmosphäre. Aufgenommen im Dauerpflegeheim für Mehrfachgeschä- 
digte in Spremberg. Es ist Abend, alles versorgt, sauber, still, einsam auch in 
den Gemeinschaftsräumen...



6 BEGEGNUNGEN

Jörg Fretter, Kassel

„Behinderte Studenten in Ost und 
West - Ein Erfahrungsaustausch"
... unter diesem Titel trafen sich vom 22. bis 24. Juni zumeist behinderte Stu­
dentINNen auf Einladung der Interessengemeinschaft behinderter und nicht­
behinderter StudentINNen Berlin, im Westteil der Stadt. Nicht allein die der­
zeit fortschreitende Auf kauf politik der bundesdeutschen Regierung, oder All- 
tagsgemeinplatitüden irgendwelcher PolitikerINNen sollten die Szene der 
zwei Tage bestimmen, sondern die Erfahrungen behinderter StudentINNen 
aus zweierlei verschiedenen-wenn auch deutschen Staaten. Mit den diffuse­
sten Vorstellungen über den/die jeweils anderen waren dieTeilnehmerINNen 
aus dem gesamten Bundesgebiet der BRD und der DDR nach Berlin gekom­
men.
Zunächstwaren dann doch „Verstän­
digungsprobleme" angesagt, ob­
wohl dies im allgemeinen Wortge­
tümmel dieser 30 anwesenden Teil- 
nehmerlNNen fast nicht bemerkt 
wurde. „Verständigungsprobleme" 
in erster Linie deshalb, weil die Un­
terschiedlichkeit der verwendeten 
Sprache, unterschiedliche Erfahrun­
gen in den verschiedenen Ländern 
und unterschiedlich verwendete Be- 
grifflichkeiten zunächst nicht geklärt 
wurden. Im Plenum und in den am 
Samstag Nachmittag stattgefunde­
nen Arbeitsgruppen wurde dies u. a. 
an der Frage der Interessenvertre­
tung der Forderungen behinderter 
StudentINNen besonders deutlich. 
Während VertreterINNen der an den 
Universitäten agierenden BRD-Inter- 
essengruppen behinderter Studen­
tINNen, die Vorzüge ihrer Zusam­
menschlüsse betonten, die in den 
letzten Jahren großteils erfolgreich 
in die Hochschulpolitik eingebracht 
und tatsächliche Veränderungen er­

reicht haben; war bei den AktivistlN- 
Nen des DDR-Behindertenverbandes 
der Wunsch nach einer starken, 
schlagfertigen Interessenvertretung 
aller Behinderten in ihrem Land zu 
finden. Mit einer eher diskussions­
hemmenden, an „Oberlehrer-Men­
talität" grenzenden Art und Weise, 
wurde die Frage der Organisations­
strukturen debattiert: die StudentIN­
Nen aus der BRD verwiesen auf die 
Unfähigkeit der „großen Verbände", 
ihre Interessen an den Hochschulen 
angemessen zu vertreten.

Aus dieser Not und der dement­
sprechenden Notwendigkeit bildeten 
sich fast zwangsläufig Gruppen an 
den unterschiedlichen Hochschulen, 
die diese Defizitbereiche ausfüllen 
und sich für konkrete Verbesserun­
gen einsetzen. Punktuell und oftThe- 
men-abhängig arbeiten diese Initiati­
ven bundesweit zusammen, oder su­
chen auch Koalitionen mit den „gro­
ßen Verbänden". Die Ängste vor Ver­
einnahmung durch Letztere sind
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nicht nurtheoretischer, sondern ganz 
praktische Natur, so mußten und 
müssen die Interessengemeinschaf­
ten sehr hart und ausdauernd um 
ihre Anerkennung als Gesprächs­
und VerhandlungspartnerINNen mit 
den Verwaltungen, etc. kämpfen. Das 
resultierende Mißtrauen gegenüber 
Verbandsstrukturen traf dabei auch 
den DDR-Behindertenverband und 
kollidierte mit den Interessen der 
DDR-StudentINNen. Statt sich über 
möglicherweise auch gemeinsam zu 
vertretende Ziele zu verständigen, die 
die unterschiedlichen Lebens- und 
Sichtweisen mit einschlossen, wurde 
die Organisationsfrage immer wieder 
neu thematisiert. „Welches ist der 
bessere Weg", diese Frage stand oft 
unausgesprochen hinter den unter­
schiedlichen Redebeiträgen.

Dem gegenüber stand denn auch 
die Position der behinderten Studen- 
tlNNen aus der DDR, die nicht bereit 
waren, sich in der BRD gewonnene 
Erkenntnisse einfach überstülpen zu 
lassen und die für BRD-AktivistlN- 
Nen fast ketzerisch anmutende Frage 
stellten, was die Zersplitterung der 
Interessenvertretung behinderter 
Menschen in der BRD denn tatsäch­
lich an Erfolgen in den letzten Jahren 
gebracht habe. Die Frage, ob nicht 
nur durch eine starke Interessenver­
tretung eine starke Durchsetzungs­
kraft erreicht würde, floß in den Wi­
derspruch mit ein. Das in dieser 
Frage keine Übereinstimmung er­
reicht wurde und auch nicht erreicht 
werden konnte, war wohl symtoma- 
tisch für die erste Annäherung. Den 
„besseren Weg" gibt es nicht, so die

TeilnehmerINNen am Erfahrungsaustausch derStudentINNen aus Ost und West
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Erkenntnis mancher TeilnehmerlN- 
Nen. Die 40jährige, nicht gleichför­
mig, sondern extrem unterschied­
lich verlaufende Entwicklung zweier 
Länder macht auch vor der Frage 
nach Organisations- und Durchset­
zungsstrukturen nicht halt.

Stellenweise war während der 
zwei vollen Tage eine Überwindung 
dieser „Verständigungsprobleme" 
zu beobachten und ein tatsächlicher 
Erfahrungsaustausch zu verzeich­
nen, der andere Einstellungen und 
Erfahrungen auf beiden Seiten ak­
zeptierte. Dort war denn eine „Annä­
herung" zu verzeichnen, Verständi­
gung möglich. Über alle Unter­
schiede hinweg scheint es notwendi­
ger denn je, die Zusammenarbeit 
zwischen behinderten Menschen in 
der BRD und der DDR zu intensivie­
ren, dies gilt auch für behinderte Stu- 
dentlNNen. Zu gewinnen haben 
beide Seiten, an Erfahrungen, an 
Kraft und dem Wissen um einander. 
Der Gefahr der Spaltung des DDR- 
Behindertenverbandes durch die be­
hindertenpolitische Großmachtspo­
litik einiger „teils abgewirtschafte­
ter" Vereine und Verbände der BRD 
haben wir auf beiden Seiten eine 
entschiedene Absage zu erteilen. 
Dies gilt gerade auch für autonome 
und unabhängige Gruppen in der 
BRD.

Der Versuch, die Situation behin­
derter Menschen in der DDR und in 
der BRD zu verbessern - denn beide 
haben es nötig - scheint möglich. 
Diskussionen, die überdas Kopieren 
des jeweils anderen hinausgehen 
und die ein selbstbestimmtes Leben 
behinderter Menschen auf beiden 

Seiten möglich machen, sind zu füh­
ren. Dazu gehört das Erkennen für 
die einen, daß die BRD nicht das ver­
meintliche Schlaraffenland ist, son­
dern eben auch mit seinem Sozialsy­
stem die Deklassifizierung und Dis­
kriminierung behinderter Menschen 
quasi als gesellschaftliches Prinzip 
eindeutig festschreibt (z. B. in der 
Pflegeabsicherung, der Lebens- und 
Arbeitsmöglichkeiten), wie dies Gu- 
sti Steiner in seinem Referat über die 
Situation körperbehinderter Men­
schen in der BRD seit 45 eindrucks­
voll deutlich machte. Aber auch für 
die anderen die Erkenntnis, daß das 
„Aufdrücken" von Positionen, der 
Übernahme der bundesrepublikani­
schen Strukturen eben nicht der 
Weisheit letzter Schluß ist. Eine Ko­
operation, eine partielle Zusammen­
arbeit mit dem DDR-Behinderten­
verband ist möglich und notwendig, 
sie muß eine echte Partnerschaft 
sein und dies bedeutet auch sich mit 
den Strukturen der DDR auseinan­
derzusetzen und das Beste beider 
Staaten zu übernehmen (z. B. die Be- 
hinderten-Rente).

Die West-Berliner Tagung war ein 
erster Schritt aufeinander zu. Ein er­
ster Erfolg. Diesen Weg fortzusetzen 
muß das Ziel der Behindertenpolitik 
in Zukunft sein. Viele Fragen sind zu 
stellen, Antworten sind zu finden, die 
Diskussion muß intensiviert werden. 
Dies gilt auch für die StudentINNen. 
In diesem Sinne sollte es weiterqe- 
hen.

(Der Autor ist Mitglied der Interes­
sengemeinschaft behinderter Stu­
denten in Kassel)
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Dr. Ilja Seifert

Selbstbewußtsein ist nicht käuflich

Meine Aufgaben bringen es mit sich, 
daß ich häufig ausländische Gäste 
über den Behindertenverband zu in­
formieren habe. Ob es nordamerika­
nische Professoren sind oder däni­
sche Ministerialbeamte, ob ich in 
Wien mit dem einzigen rollstuhlfah­
renden Abgeordneten des österrei­
chischen Nationalrats (Parlament) 
oder mit dem Präsidenten des dorti­
gen Behinderten-Dachverbandes 
rede, ob mir in Südtirol Behinderten­
werkstätten gezeigt werden oder ob 
sich am Rande eines Weltkongresses 
für geistig Behinderte in Paris hollän­
dische, bundesrepublikanische, al­
gerische, uruguayische oder franzö­
sische Verbandsvorsitzende nach 
uns erkundigen - stets erregen ei­
nige Fakten, die ich aufzähle, ungläu­
biges Staunen. Allein, daß wir un­
sere STÜTZE 14täglich in einer Auf­
lage von gegenwärtig 30.000 Exem­
plaren herausgeben, erscheint fast 
utopisch. Oder daß drei Mitglieder 
unseres Verbandes in der Volkskam­
mer um die Interessenvertretung von 
Menschen mit Behinderungen und 
deren Angehörigen ringen - wer 
mag das für möglich halten, wenn er 
selbst seit Jahrzehnten vergeblich 
versucht, in seinem Lande eine 
„Lobby" für Behinderte zu etablie­
ren? Und dazu vertreten ja auch in 
den Gemeinde-, Stadt- und Kreispar­
lamenten viele Verbandsmitglieder 
als Abgeordnete ihre (unsere) Inter­
essen! Vor allem aber schufen wir 

uns mit und von der Basis aus selbst 
ein Instrument, mit dem wir unseren 
Erfordernissen auch in Zukunft kraft­
voll Nachdruck verleihen können: 
den Behindertenverband!

Daß diese Entwicklung nicht nur 
mit Freude und Freundlichkeit regi­
striert wird, ist kein großes Wunder. 
Ich nehme das zur Kenntnis, will es 
aber nicht überdramatisieren. Den­
noch war es schon in der vergange­
nen STÜTZE unumgänglich, auf die 
zunehmende Aggressivität unserer 
Neider hinzuweisen.

Wir kommen nicht umhin, auch 
darüber offen zu sprechen, mit wel­
chen Methoden man uns ans Leder 
will. Jetzt, da wir die schwierige 
Anfangsphase des Aufbaus einer 
Organisation in wesentlichen ab­
geschlossen haben, kommen ei­
nige von denen, die uns von Be­
ginn an immer nur „Hilfe und Un­
terstützung" zusagten, mit ganz 
anderen Tönen. Information über 
derartige Aktivitäten erreichen 
mich aus Mecklenburg/Vorpom- 
mern (einen intakten Landesver­
band zu schlucken, wäre natürlich 
ein rechter Reibach!) ebenso wie 
aus den Räumen Leipzig und Cott­
bus, aus der Magdeburger und der 
Potsdamer Gegend, aus Thürin­
gen, Dresden usw. Als Beispiel 
möchte ich an dieser Stelle einen 
langen Brief an mich vom 29.7.1990 
zitieren, der sehr deutlich macht, 
worum es geht:
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„Sehr geehrter Herr Dr. Seifert!
Heute wende ich mich mit einem 

Problem an Sie, das mich bereits seit 
einigen Wochen sehr beschäftigt.

Wie Ihnen ja bekannt ist, wurde in 
den letzten Monaten, ebenso wie in 
Berlin, auch in anderen Städten der 
DDR der Behindertenverband ge­
gründet, so auch in Karl-Marx-Stadt. 
Der Karl-Marx-Städter Verband der 
Behinderten (VdB) hatte eine Ge­
schäftsstelle mit eigenem Büro, es 
arbeiteten verschiedene Arbeitsge­
meinschaften, u. a., die AG Öffent­
lichkeit, zu der ich gehörte.

Im Juni ist hier unsere erste Zei­
tung verteilt worden, die 2. Nummer 
befindet sich in Arbeit. Allerdings 
wird sie auch die Letzte sein. Der 
Grund dafür ist folgender: Im Vor­
stand gab es seit längerer Zeit hefti­
gen Streit, ob unser Verband seine Ei­
genständigkeit bewahren oder in 
den VdK eingehen soll. Hinter dem 
Rücken der VdK-Gegner im Vorstand 
und erst recht hinter dem Rücken der 
Mitglieder des VdB wurde alles für 
den Übergang zum VdK getan. ,Irr­
tümlich' wurde bereits die Adresse 
des VdK als Absender verwandt, /irr­
tümlich' meldete man sich in der Ge­
schäftsstelle nicht mit VdB sondern 
mit VdK - und das, noch bevor in ei­
ner Mitgliederversammlung darüber 
abgestimmt wurde. Die Mitglieder­
versammlung wurde sehr kurzfristig 
einberufen, so daß weniger als die 
Hälfte der Mitglieder daran teilneh­
men konnten. Zur Diskussion stand 
nur VdK oder VdB. Dabei muß darauf 
verwiesen werden, daß die Teilneh­
mer der Versammlung weder schrift­
liches Informationsmaterial als Dis­

kussionsgrundlage zur Verfügung 
hatten, noch über die Existenz ande­
rer Behindertenverbände oder 
Selbsthilfegruppen vom Vorstand in 
Kenntnis gesetzt wurde. Die Argu­
mente der AG Öffentlichkeitsarbeit 
wurden mit teils recht fadenscheini­
gen Äußerungen abgeschmettert. 
Fakt ist nun, daß die Mehrheit der 
wenigen Teilnehmerfürden VdK und 
gegen den VdB und auch gegen ein 
Nebeneinander der beiden Verbände 
stimmte. Wir, die Mitglieder der AG 
Öffentlichkeit haben aber kein Inter­
esse daran, uns vom VdK schlucken 
zu lassen.

Zwei der Gründungsmitglieder 
des Karl-Marx-Städter VdB wurden 
vom Vorstand sogar vor die Tür ge­
setzt, da man Menschen, deren Kraft 
- aufgrund ihrer Behinderung - nur 
für zwei Stunden ausreicht, nicht im 
Vorstand gebrauchen könne. Kann 
ein Verband, der Menschen auf diese 
Weise ausgrenzt, wirklich ein Ver­
band sein, der sich für die Interessen, 
für die Gleichberechtigung und Ak­
zeptanz von Menschen mit Behinde­
rungen in der Gesellschaft einsetzt? 
Das wage ich doch zu bezweifeln!!

Nun stellen sich für uns folgende 
Fragen:

1. Soll der Berliner Behindertenver­
band als Dachorganisation für die 
fünf Landesverbände auf dem Ge­
biet der heutigen DDR fungieren 
oder bleibt er selbst nur ein Landes­
verband?

2. Wie steht der Berliner Behinder­
tenverband zu dem in Sachsen und 
wohl auch in Thüringen gegründeten 
VdK?
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3. Wird der Berliner Verband auch 
zum VdK überwechseln oder bleibt 
erVdB?

4. Ist es ratsam, in Sachsen den 
VdB neu zu gründen?

5. Könnte uns der Berliner VdB bei 
einem eventuellen zweiten Start fi­
nanziell unterstützen?

Mit freundlichem Gruß 
Marina Schmidt"

Zunächst einmal ist es mir ein Be­
dürfnis, der Absenderin für ihren mu­
tigen und selbstbewußten Brief zu 
danken. Hier werden die Probleme 
beim Namen genannt. Hier fragen 
Freunde Freunde. Was kann es in un­
serer Bewegung, im Verband, auch in 
der STÜTZE besseres geben, als 
diese Atmosphäre des Vertrauens? 
Doch nun Antworten auf die konkre­
ten Fragen:

1. Offenbar verschwiegen die Ver­
antwortlichen in Karl-Marx-Stadt/ 
Chemnitz sogar, daß es längst (seit 
Ostern) einen DDR-weiten Dachver­
band gibt, in dem der Berliner Behin­
dertenverband Mitglied ist.

2. Der Dachverband ist eine freiwil­
lige Organisation. Wer uns nicht bei­
treten will, den werden wir nicht nöti­
gen. Seine Aktivitäten messen wir an 
den Ergebnissen im Interesse der Be­
hindertenbewegung. Wer sich aller­
dings im wesentlichen darauf be­
schränkt, seine überalterte Mitglied­
schaft durch „frisches Blut" neu zu 
beleben, das aus den Reihen derer 
gezapft wird, die in diesem Lande 
aufstanden und ihre Angelegenhei­

ten in die eigenen Hände nahmen, 
der ist zumindest unser Konkurrent.

3. Der Berliner Behindertenver­
band ist - entgegen bewußter Ver­
leumdung - Mitglied des Dachver­
bandes der DDR und in diesem sehr 
aktiv.

4. Ob in Sachsen ein neuer VdB ge­
gründetwerden kann,hängt von den 
örtlichen Bedingungen ab. In jedem 
Falle sollten die Freunde in Leipzig 
und Dresden konsultiert werden. 
Wenn es genügend Menschen mit 
Behinderungen, Angehörige und 
Freunde gibt, die das wollen, sollten 
sie keine Mühe scheuen.

5. Selbstverständlich wird der 
Dachverband jeden Versuch unter­
stützen, Organisationen aufzubauen, 
die mit uns gemeinsam gleiche Ziele 
verfolgen. Diese Unterstützung kann
- im Rahmen unserer Möglichkeiten
- finanzieller Art sein, wir können 
auch Erfahrungen vermitteln. Und 
nicht zuletzt steht DIE STÜTZE als In­
formationsblatt zur Verfügung.

Nun möchte ich ein Wort zu dem 
pseudodemokratischen Gebahren 
jener sagen, die ganze Behinderten­
verbands-Struktureinheiten (eigen­
ständiger e. V.) bundesdeutschen 
Verbänden zuschieben. Wer kann 
denn verbindlich beschließen, daß 
nicht zwei oder mehrere Verbände 
nebeneinander existieren dürfen? 
Doch nur, wer für sich einen Allein­
vertretungsanspruch reklamiert. Da­
von haben wir nach dem feudalsozia­
listischen Politregime - meine ich - 
die Nase voll. Und wer Kritiker mit fa­
denscheinigen „Argumenten" ab­
wimmelt, erscheint mir eben-
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sowenig Vertrauenserweckend wie 
diejenigen, die Menschen mit Be­
hinderungen ob ihrer zeitlich einge­
schränkten Leistungsfähigkeit dis­
kriminieren. Daß bei Abstimmun­
gen stets die Vorgaben und Infor­
mationen des Vorstandes (bzw. ein­
zelner Personen) wichtig sind, weiß 
jeder. Insofern ist es schon wichtig, 
denjenigen genau auf die Finger zu 
schauen, die besonders „einleuch­
tende" Argumente für diesen oder 
jenen BRD-Verband haben. Ich 
weiß, daß gewählten Vorsitzenden 
oder Vorstandsmitgliedern „verlok- 
kende" Offerten gemacht werden. 
Da wird weder mit lukrativen Posten 
noch mit Super-Rollstühlen oder 
anderen Hilfsmitteln gegeizt, da 
werden modernste Anrufbeantwor­
ter installiert und auch mal ein 
schickes Auto zur Verfügung ge­
stellt, da gibt es Computer und Ko­
piergeräte und was weiß ich sonst 
noch. Ja, fast all das (bis auf die 
„Pöstchen") brauchen wir! Drin­
gend sogar. Massenhaft. Aber nicht 
um den Preis der Selbstaufgabe! 
Fürdie „edlen und uneigennützigen 
Spender" sind das alles nur Glas­
perlen. So kaupelte man früher kor­
rupten afrikanischen Häuptlingen 
„ihre" Stammesmitglieder ab, um 
sie mit Riesengewinn in die Sklave­
rei zu verkaufen. Nun droht zwar 
heute nicht mehr die nackte Sklave­
rei, aber die Riesengewinne winken 
genauso. Was ist wertvoller als 
wir?!

Aber: der Beitritt der DDR zur BRD 
steht unmittelbar bevor. Auch wir 
müssen uns auf die kommenden 
Gegebenheiten einstellen. Viel­

leicht müssen/können/werden wir 
uns noch vor dem nächsten Ver­
bandstag zu einem Behinderten­
verband in Deutschland (BVD) 
mausern? Mit unserer basisdemo­
kratischen Arbeitsweise unterschei­
den wir uns nicht unwesentlich von 
VdK, Reichsbund und BAGH. Ich 
halte es durchaus für möglich, daß 
bisherige bundesrepublikanische 
Selbsthilfe- und andere Gruppen 
enger mit uns Zusammenarbeiten 
möchten. Dafür sollten wir (ihnen) 
die Voraussetzungen schaffen, 
Möglichkeiten anbieten. Daß Lothar 
Sandfort das Editorial dieses Heftes 
schrieb, ist kein purer Zufall. Wir 
wollen uns doch gegenseitig ken­
nenlernen.

Unter den Bedingungen der 
freien Konkurrenz hat jeder selbst 
zu entscheiden: geht er den beque­
men Weg, sich von einem alteinge­
sessenen, reichgesponserten Ver­
band bürokratisch verwalten zu las­
sen - oder will er mit uns den dor­
nenreichen Pfad des selbstbe­
stimmten Lebens gehen? Unser Be­
hindertenverband will und wird in 
Deutschland europäische und welt­
weite Erfahrungen der „Indepen- 
dent-living-Bewegung" einbringen 
und mit Sachverstand konsequent 
vertreten. In Sachfragen kooperie­
ren wir mit jedem, der im jeweiligen 
Punkte ähnliche Ziele verfolgt. Aber 
wir lassen uns nicht den Stolz auf 
das nehmen, was wir uns - eben in 
konkreter freier Selbstbestimmung 
- gerade erkämpften: das gesunde 
Selbstbewußtsein des in eigener 
Sache Tätigen!
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Gudrun Hesse

Behinderte auf dem Land 
stärker einbeziehen
Der ländliche Bereich bringt für die 
Behinderten und deren Angehörige 
erheblich mehr Probleme mit sich als 
in mittleren- und Großstädten. In 
Kleinstädten und Dörfern zu leben be­
deutet in der Regel in der Familie zu le­
ben, kaum Kontakte zu anderen Be­
hinderten zu haben, denn gleiche 
Schädigungsarten treten seltener auf.

Unzureichend ist meist auch das 
Angebot medizinischer Versorgung 
sowie an allen Dienstleistungen, nur 
wenige besitzen einen Telefonan­
schluß, umso mehr architektonische 
Barrieren sind vorzufinden, rollstuhl­
fähige Kultur- und Versorgungsein­
richtungen sind Zufall.

Von einem behindertengerechten 
Wohnen und Wohnumfeld kann 
keine Rede sein. Informationsverlust 
gibt es auf jeden Fall.

Die Arbeitsgruppe „Soziales auf 
ländlichem Gebiet" hat sich deshalb 
folgende Aufgaben gestellt:

1. Stärkere Einbeziehung der Kom­
munen und deren Ämter

2. Entwurf eines Fragespiegels, um 
diesozialeStrukturauf dem Lande zu 
erkunden und exakte Daten zu besit­
zen, die Aufschluß geben über repu­
blikweite Differenzierungen.

Das betrifft solche Fragen wie
- Existiert eine arbeitsfähige Kreis­

stelle für Rehabilitation? (sind alle 
Behinderten nach Alter, Schädi­
gungsgrad und sozialem Stand er­
faßt?)

- Wie werden diese Behinderten be­
treut? (Familie, Volkssolidarität, 
Gemeindeschwester, Heimunter­
bringung, geschützte Werkstatt/ 
Wohnheim)

- Wie sieht das gesamte Umfeld mit 
Hilfeleistungen aus? (Wirtschafts­
oder Haushaltshilfen, Essen- und 
Einkaufsversorgung, Dienstlei­
stungen, Wächerei, Reinigung von 
Fenstern, Reparaturdienst

- Wohnverhältnisse (Ausstattungs­
grad Telefon, Transportmöglich­
keiten besonders für Rollstuhlfah­
rer u. a.)

- Versorgung der Kinder- und Ju­
gendlichen

- Ferienwesen: Urlaubsgestaltung
- medizinische Versorgung und or- 

thop. Heil- und Hilfsmittel
- existiert ein Kreisverband, beste­

hen Klubs oder Initiativgruppen? 
(neue soziale Dienste, Arbeiter­
wohlfahrt, Arbeitersamariter­
bund? Wie greifen sie in die Be­
treuung ein?, wie wird der Zivil­
dienst eingesetzt?)

- Zahl der Arbeitslosen (zu erwar­
tenden)

- existieren Behindertenvertretun­
gen in Betrieben, Behindertenbe­
auftragte in den Kommunen und 
Kreisen?

- Meinungen, Vorschläge, kritische 
Hinweise zur Verbesserung der so­
zialen Lage
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3. Erarbeitung von Vorschlägen zur Ge­
staltung in Auswertung der Fragebögen, 
um die Bedingungen auf dem Lande zu 
verbessern und damit das Leben zu er­
leichtern bzw. es zu ermöglichen
4. Förderung einer starken Zusammen­
arbeit aller Behinderten, Angehörigen 
und sozial engagierten Freunden durch 
Initiativgruppen, Klubs, und vielerorts 
schon arbeitender Kreisverbände
5. Förderung der Mobilität und Kommu­
nikation durch starkes Angebot von 
Transportmöglichkeiten und Telefon, 
Ausschöpfung aller Massenmedien zur 
umfangreichen Information, um jeden 
Einzelnen an die Gemeinschaft heranzu­
führen (Verringerung der Kontaktarmut, 
Überwindung des Informationsver­
lust)

Liebe behinderten Freunde und 
deren Angehörige!

Für dieses Vorhaben bin ich drin­
gend auf Hilfe aus allen Teilen der Re­
publik angewiesen und suche des­
halb aus jedem zukünftigen Land ein 
bis zwei aktive und interessierte Mit­
streiter.

Alle Kreisverbände, Initiativgrup­
pen und Klubs auf ländlichem Gebiet 
bitte ich um eine konstruktive Zu­
sammenarbeit.

Alle zweckdienlichen Hinweise 
können Sie an meine Anschrift oder 
den Behindertenverband der DDR 
e. V. senden.

★
(Gudrun Hesse ist Vorstandsmitglied 
im Behindertenverband der DDR 
e. V, verantwortlich für die Arbeits­
gruppe „Soziales auf ländlichem Ge­
biet“) Anschrift: Ahornweg 2, Hett­
stedt 4270.

Künftig Verband für Rheuma-Kranke?
Wir haben die Absicht, die Deutsche 
Rheuma-Liga/Ost, Bezirksverband 
Berlin zu gründen.

Was wollen wir?
Wir wollen das Gleiche wie unsere 

Partner im Westen unserer Heimat. 
Wir bieten Rheuma-Kranken an, sich 
über Krankheit und Behandlung zu in­
formieren, wir geben Hilfe zur Teil­
nahme am aktiven Leben und der Be­
wältigung persönlicher Probleme, zur 
Durchsetzung sozialer Rechte und der 
Sicherung von Arbeitsplätzen. Wir 
wollen, daß Sie selber etwas gegen 
die Krankheit tun, daß Sie ihre Beweg­
lichkeit wieder verbessern und daß 
bei der Behandlung durch ihren Arzt 
erfolgreich mitarbeiten können.

Unser Programm könnte sein; unter 
Anleitung von Fachleuten Gruppen­
gymnastik, Gelenkschutztraining, 
Übungen mit Funktionshilfen, 
Schmerzbewältigungstraining und 
Autogenes Training durchzuführen 
sowie Bastelgruppen zu organisieren. 
Viel Wert legen wir auch auf Ge­
sprächsgruppen, denn wer über seine 
Probleme redet, kann sie auch besser 
bewältigen. Mitglied werden kann je­
der Rheumakranke, sowie engagierte 
Bürger, die etwas für Rheumakranke 
tun wollen. Ein selbstgewählter Bei­
trag pro Jahr sollte für gemeinnützige 
Zwecke eingebracht werden.

Kontaktadresse: Dietmar Graul, 
postlagernd Mühlenbeck 1409
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Elvira Seifert

Behinderte im Dienst für Behinderte
Wiener Fahrdienstzentrale sorgt für Mobilität

Behindertenverband knüpft Aus­
landskontakte. Unter dieser Über­
schrift informierte Anfang August 
eine ADN-Meldung über Verbindun­
gen, die Dr. Ilja Seifert mit Behinder­
tenverbänden in Österreich und Süd­
tirol knüpfte. Alle, die wir mit von der 
Partie waren, erlebten einmal ein­
drucksvoll, wie selbst ein privater 
Kurzurlaub für besonders „Beses­
sene" schnell zu einer interessanten 
Bildungsreise werden kann. Trotz­
dem sei hier nur am Rande das Tref­
fen mit Helmut Schmid, dem Präsi­
denten des österreichischen Behin­
dertenverbandes, erwähnt, von dem 
wir viel über den langen und sehr 
schwierigen Weg zum Dachverband 
erfuhren. Aus Platzgründen über­
springe ich auch die Gespräche mit 
dem Abgeordneten der Grünen im 
österreichischen Nationalrat, Man­
fred Srb, bei denen es vor allem um 
parlamentarische Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebenslage Behin­
derter ging, wobei keiner nur an sein 
Land dachte, und deshalb jeder an 
Erfahrungen reicher wurde. Es war 
ein Fachdisput in doppelter Hinsicht, 
denn beide Abgeordnete sind durch 
ihre Behinderung selbst auf den Roll­
stuhl angewiesen. Greifen wir also 
aus der Fülle der Begegnungen eine 
heraus, den Besuch „Club Handi­
kap" im Zentrum von Wien.

Seit mehr als zehn Jahren besteht 
er schon, die Räume platzen fast aus 

den Nähten, denn „Club Handicap" 
entwickelte sich zum Dienstlei­
stungsbetrieb für Behinderte und 
schuf gleichzeitig immer neue Ar­
beitsplätze für sie. „Club Handikap" 
ist nicht schlechthin eine Fahrdienst­
zentrale, sondern die Fahrdienstzen­
trale, durch die behinderte Men­
schen in Wien mobiler und unabhän­
giger wurden und die Möglichkeit er­
hielten, als gleichberechtigte Mitglie­
der der Gesellschaft am Leben teilzu­
nehmen. Wertvoll erscheint mir auch 
die Tatsache der Selbstverwaltung 
durch Menschen mit den verschie­
densten Behinderungen. Sie helfen 
sich, indem sie anderen helfen.

Das Prinzip ist einfach, es ist ein 
Freizeit-Fahrdienst, bei dem die indi­
viduelle Hilfe jedes einzelnen Fahrga­
stes, je nach der Behinderung am 
Abhol- und Zielort, sowie die Abstim­
mung der Fahrzeuge mit Hilfsdienst 
gewährleistet ist.

Das Recht auf Inanspruchnahme 
des Freizeit-Fahrdienstes besteht 
dann, wenn vom Arzt bestätigt wird, 
daß der jeweilige Bürger kein öffent­
liches Verkehrsmittel benutzen kann. 
Ist das geschehen, wird dieser Bür­
ger im Computer des „Clubs Handi­
kap" erfaßt, bekommt von dort die 
nötigen Angaben und kann sich zu je­
derzeit innerhalb von Wien an jeden 
gewünschten Platz fahren lassen. Die 
Bezahlung erfolgt mittels Fahrten­
bon. Dieser muß von dem Behinder-
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ten zum Preis eines Straßenbahn­
fahrscheines gekauft werden. Denn 
„Club Handikap" vertritt von jeher 
den Standpunkt, daß behinderte 
Menschen für ihre Mobilität ebenso 
bezahlen sollen wie Nichtbehin­
derte, nicht mehr - aber auch nicht 
weniger!

Insgesamt eine tolle Sache, die si­
cher jeder gleich in seiner Stadt ein­
führen möchte. Warum auch nicht, 
trotzdem wurde das auch in Wien 
nicht von einem Tag zum anderen er­
reicht, zumal die Differenz zwischen 
tatsächlichen und entrichteten Fahr­
preis die Wiener Stadtväter finanzie­
ren müssen und das jährlich mehr, 
denn es ist nur zu verständlich, daß 
immer mehr und immer öfter diese 
Dienstleistung in Anspruch genom­
men wird.

Aber könnte das nicht auch eine 
Aufgabe sein, für die es lohnt, sich 
bei uns einiges einfallen zu lassen? In 
den Schoß gelegt bekamen das auch 

die Menschen mit Behinderung in 
Wien nicht. Eigeninitiative war und ist 
immer gefragt. Wer mehr darüber er­
fahren will, kann sich an Ort und 
Stelle erkundigen, hier die Adresse: 
Club Handikap, Josef L. Neudhart, 
1020Wien,Taborstr.58/1,Tel.24 55 71 
oder 26 51 38.

Und noch einen Tip. Wer einmal 
nach Wien fahren und möglichst gut 
behindertengerecht und preiswert 
übernachten will, der solle sich fol­
gende Adresse merken: Ferienheim 
und Gästehaus der Schulbrüder, An­
ton-Böck-Gasse 20, PF 36, A-1215 
Wien, Tel.: 0 222 39 2516/221. Sie fin­
den die Anlage der Schulbrüder am 
nördlichen Stadtrand von Wien in 
Strebersdorf. Neben Einzel- und 
Doppelzimmer mit Dusche, oder Bad 
(Behindertengerecht) stehen auch 
Mehrbettzimmer zur Verfügung. Der 
Preis pro Bett und Nacht mit gutem 
Frühstück kostet umgerechnet etwa 
30 DM.

)

Gerd Frank

Partnerschaft zwischen Wittenberg und Essen
Im Zuge der Vereinigung Deutsch­
lands ist das Thema „Behinderte" in 
der Öffentlichkeit der BRD völlig un­
tergegangen. Und wenn dann über­
haupt die BRD-Medien die Situation 
behinderter Menschen in der „DDR" 
aufgreifen, kamen bisher nur nega­
tive Seiten zu Tage. Daß es auch an­
ders geht, beweisen kleine Behinder­
tenverbände aus der Lutherstadt Wit­
tenberg und der Ruhrmetropole Es­
sen: „INTEG-Essen", ein Jugendclub 
mit behinderten Menschen des 

Reichsbundes, nahm eine Partner­
schaft auf.

Den Stein brachte INTEG-Essens 2. 
Vorsitzender, Gerd Frank (33) ins Rol­
len: zufällig entdeckte er einen Zei­
tungsaufruf der Wittenberger Lokal­
presse zur Gründung eines Behin­
dertenverbandes. Da dieser Aufruf 
sich wohltuend vom sonst üblichen 
Mitleidsklische der Medien abhob, 
sah sich Gerd Frank veranlaßt, mit 
Lutz Witteck, dem Initiator des Wit­
tenberger Behindertenverbandes,
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